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BGH 5 StR 584/23 - Beschluss vom 14. Februar 2024 (LG Flensburg)

Anordnung der Unterbringung in einer Entziehungsanstalt (fehlende Feststellungen zur dauernden und
schwerwiegenden Beeintrachtigung der Lebensgestaltung).

§ 64 StGB

Entscheidungstenor

Auf die Revision des Angeklagten wird das Urteil des Landgerichts Flensburg vom 26. Juli 2023 mit den
zugehorigen Feststellungen aufgehoben, soweit die Unterbringung des Angeklagten in einer Entziehungsanstalt
angeordnet worden ist.

Im Umfang der Aufhebung wird die Sache zu erneuter Verhandlung und Entscheidung an eine andere Strafkammer
des Landgerichts zurlickverwiesen.

Die weitergehende Revision wird verworfen.

Griinde

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen Handeltreibens mit Betdubungsmitteln in nicht geringer Menge in zwei
Fallen, in einem Fall in Tateinheit mit Besitz von Betdubungsmitteln in nicht geringer Menge und in einem Fall in
Tateinheit mit versuchtem Erwerb von Betdubungsmitteln zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von drei Jahren und sechs
Monaten verurteilt und die Unterbringung des Angeklagten in einer Entziehungsanstalt angeordnet. Dagegen wendet sich
der Beschwerdefiihrer mit seiner auf die allgemeine Sachriige gestitzten Revision. Das Rechtsmittel hat den aus der
Entscheidungsformel ersichtlichen Erfolg; im Ubrigen erweist es sich als unbegriindet im Sinne von § 349 Abs. 2 StPO.

1. Die auf die Sachriige veranlasste umfassende Uberpriifung des Urteils hat zum Schuld- und Strafausspruch keinen
den Angeklagten belastenden Rechtsfehler ergeben.

2. Der Ausspruch Uber die Unterbringung des Angeklagten in einer Entziehungsanstalt nach § 64 StGB halt hingegen
revisionsgerichtlicher Prifung nicht stand.

Der Senat hat seiner Entscheidung gemafl} § 354a StPO die zum 1. Oktober 2023 in Kraft getretene Neufassung des §
64 StGB (BGBI. 2023 | Nr. 203) zugrunde zu legen. Die dort normierten und nach § 2 Abs. 6 StGB auch fur Altfalle
geltenden Voraussetzungen fir die Unterbringung in einer Entziehungsanstalt werden durch das vor Abschluss des
Gesetzgebungsverfahrens ergangene Urteil nicht hinreichend belegt. Der Generalbundesanwalt hat dazu in seiner
Antragsschrift ausgefihrt:

Das sachverstandig beratene Landgericht hat das Vorliegen eines Abhangigkeitssyndroms (ICD-10: F12.2) bejaht (UA
S. 29). Damit wére zwar - auf der ersten Stufe - der vom Gesetzgeber regelméaig geforderte Schweregrad der
Substanzkonsumstérung erreicht (vgl. BT-Drucks. 20/5913, S. 44). Die Urteilsgrinde ergeben jedoch nicht auch, dass -
auf der zweiten Stufe - in ihrer Folge eine dauernde und schwerwiegende Beeintrachtigung der Lebensgestaltung, der
Gesundheit, der Arbeits- oder der Leistungsféhigkeit eingetreten wére und noch fortdauerte. Der Angeklagte lebt mit
seiner Partnerin und den beiden gemeinsamen Kindern in einem Haushalt (UA S. 4). Der Betdubungsmittelkonsum hat
weder zu einer gravierenden Personlichkeitsverdnderung, zu hirnorganischen Veranderungen oder zu EinbuRen der
intellektuellen Leistungsfahigkeit noch zu einer Depravation gefihrt (UA S. 31). Mag der Angeklagte auch keine
Ausbildung abgeschlossen haben, so konnte er jedoch immer wieder Arbeit finden (UA S. 3). Soweit das Landgericht
angenommen hat, der Betdubungsmittelkonsum habe ,zentral das Denken und Verhalten des Angeklagten bestimmt* (UA
S. 30), wird daraus nicht erkennbar, ob es deshalb zu einer Verdnderung der &uReren Lebensumstande und - damit
einhergehend - zu einer gleichermafRen erheblichen wie manifesten EinbulRe von Lebensqualitdt gekommen war (vgl.
dazu BT-Drucks. 20/5913, S. 46). Dass familidre Interessen hatten ,zurlickstehen* missen, gentgt hierfur nicht.

Dem schlielt sich der Senat an.

Eine Verknipfung zwischen der Strafe und der Unterbringung in einer Entziehungsanstalt hat das Landgericht nicht
hergestellt, weshalb der Strafausspruch - insbesondere auch mit Blick auf die Zweispurigkeit von Strafe und Mafregel -
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von der Aufhebung des Mafregelausspruchs unberiihrt bleibt.

2/2



	Rechtsprechung (hrr-strafrecht.de)
	BGH 5 StR 584/23 - Beschluss vom 14. Februar 2024 (LG Flensburg)
	Anordnung der Unterbringung in einer Entziehungsanstalt (fehlende Feststellungen zur dauernden und schwerwiegenden Beeinträchtigung der Lebensgestaltung).   § 64 StGB
	Entscheidungstenor
	Gründe



